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Zusammenfassung 

Die Beratung von Unternehmen gilt als eine hochqualifizierte Expertentätigkeit, deren 
Nachfrage seit den 80er Jahren erheblich zugenommen hat. Dies spiegelt sich nicht 
zuletzt in einem deutlichen Anstieg des Umsatzvolumens und der Beschäftigung 
wieder. Trotz ihrer ökonomischen Bedeutung verfügt die Tätigkeit 
Unternehmensberatung nicht wie andere Expertentätigkeiten über ein klar 
bezeichnetes Tätigkeitsfeld und einen definierten Wissenskanon, der gleichzeitig als 
Grundlage für die Ausbildung herangezogen werden kann. Weiterhin werden an die 
Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit keine Voraussetzungen geknüpft, was dazu 
führt, dass das heterogene Tätigkeitsfeld jedem/jeder Interessierten offensteht.  

Im vorliegenden Papier werden Entwicklungen im Verlauf der 90er Jahre 
analysiert, die vor dem Hintergrund der veränderten Bedeutung der Tätigkeit für 
Beschäftigung und Wirtschaft darauf zielen, einen Wissenskanon, 
Ausbildungscurricula und marktorientierte Zugangsregulierungen zu bestimmen. Die 
entstandenen Ausbildungscurricula integrieren den Erwerb theoretischer, praktischer 
und sozialer Kompetenzen, um damit dem komplexen Anforderungen einer 
Beratungstätigkeit zu entsprechen. Die Konzeptionen können den Ausgangspunkt für 
die Definition eines Wissenskanons für den Bereich „Unternehmensberatung“ bilden. 

Der erfolgreiche Abschuß einer Ausbildung wird nicht zu einer Voraussetzung 
für die Zulassung zur Tätigkeit, die nach wie vor in den meisten Industrieländern 
jedem offensteht. Die Verbände haben jedoch auf nationaler und mittlerweile auch 
auf internationaler Ebene Kriterien für eine adäquate Beraterkompetenz aufgestellt. 
Als Beleg für eine hohe Kompetenz wird nicht die formale Qualifikation 
herangezogen, sondern eine mehrjährige erfolgreiche Beratertätigkeit, wie sie sich 
an der Anerkennung durch die Kunden und durch eine reflexive Praxis erkennen 
läßt. Die formulierten Kriterien werden entweder zur Voraussetzung für die Aufnahme 
in den Verband oder zum Erwerb eines Titels, womit die BeraterInnen gegenüber 
dem Kunden den Nachweis über ein bestimmtes Kompetenzniveau erbringen 
können. Ebenso wie der Abschluß einer entsprechenden Ausbildung beruht die 
Verbandsmitgliedschaft bzw. Registrierung auf einer freiwilligen Entscheidung und 
betrifft bisher quantitativ nur einen kleinen Anteil unter den BeraterInnen.  



Abstract 

Since the 1980s the demand for management consultancy has considerably risen 
which can be shown by the growing employment possibilities and an increase of 
sales volume. Management consultancy is regarded as a highly qualified expert 
activity. Despite the economic relevance of management consultancy and unlike 
most of expert activities in society, there could not yet been established any defined 
common body of knowledge, any defined educational programme and any form of 
access control to the activity.  

The paper analyses efforts during the 1990s which are aimed to define a body 
of knowledge and educational and training programmes in the area as well as to 
establish marked-oriented forms of professional control according to the growing 
economic relevance of the area. Characteristic for the programmes is a combination 
of theoretical, practical and social courses of study to cover the wide range of 
necessary competences in the daily practice in management consultancy. The 
curricula can be used as a starting point for the development of a body of knowledge 
„Management Consultancy“. 

The activity as a management consultant does not require any successful 
completion of a defined course of studies and furthermore, there do not exist any 
form of access control in this area. However, the associations defined on a national 
and international level standards of professional consultants performance. This level 
of professional standard forms either a prerequisite for a membership in one of the 
national associations or a standard for different forms of certification. A successful 
professional record which can be proved by client referees and the competence of a 
reflective practitioner is regarded as criterion for a high professional standard. But 
despite the efforts to establish educational programmes, a body of knowledge and 
standards for certification, both, training and certification is still voluntarily and only a 
limited number of consultants completed the courses of study and acquired one of 
the different forms of certification. 
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1. Einführung: Unternehmensberatung: Veränderter Qualifikati-
onsbedarf, Neudefinition von Ausbildungscurricula und Re-
gulierung von Zugängen 

Seit den 1980er Jahren gehört die Unternehmensberatung gemessen an Umsatzvo-
lumen und Beschäftigung zu den bedeutendsten Wachstumsbranchen in Deutsch-
land (vgl. Sperling/Ittermann 1999, BDU 1998, Parmentier/Schade/Schreyer 1996, 
Biersack/Parmentier/Schreyer 2000). Im Hintergrund der Entwicklung stehen verän-
derte Bedarfe der Unternehmen, die zu einer Erweiterung des Kundenspektrums und 
der nachgefragten Dienstleistungen führen. Dazu gehören Anforderungen an eine 
Rationalisierung der Unternehmen, eine Veränderung der Arbeitsweisen und Ar-
beitsprozesse aber auch das „Outsourcing“ vormals unternehmensinterner Tätigkei-
ten an externe BeraterInnen. Hinzu kommt das wachsende Interesse von Behörden 
des öffentlichen Diensts, die für ihre Restrukturierungen zunehmend externe Bera-
terexpertise in Anspruch nehmen (Sperling/Ittermann 1998; BDU 1998; An-
tal/Krebsbach-Gnath 1999).  

Die quantitativ zunehmende Bedeutung des Beratungssektors für die Beschäfti-
gung und die veränderten Beratungsdienstleistungen stellen neue Anforderungen an 
die Qualifizierung von BeraterInnen und damit einhergehend an eine Definition der 
mit der Tätigkeit verbundenen „Beratungskompetenz“. Lange Zeit erfolgte die Auf-
nahme einer Tätigkeit als UnternehmensberaterIn, zumeist auf der Basis von Berufs-
erfahrungen in einem Bereich der Unternehmenstätigkeit, die als grundlegende 
Kenntnisse in die Beratungsleistung einflossen.  

Der Anstieg an erwerbstätigen BeraterInnen seit den 1980er Jahren geht jedoch 
mit einer Veränderung des Qualifikationsprofils und des Alters der Unternehmensbe-
raterInnen einher. So erhöhte sich zwischen 1985 und 1999 in den alten Bundeslän-
dern in der Berufsgruppe der sozialversicherungspflichtig beschäftigten Unterneh-
mensberaterInnen und OrganisatorInnen der Anteil der Beschäftigten unter 35 Jah-
ren von 35% auf 46% bei einem parallelen Anstieg des Anteils mit einem Hochschu-
labschluß von 41% auf 52% (Parmentier/Schade/Schreyer 1996, Bier-
sack/Parmentier/Schreyer 2000).  

Unternehmensberatung wird zunehmend auf der Basis einer Hochschulausbil-
dung schon beim Beginn der Erwerbskarriere als Tätigkeitsfeld gewählt. Eine Verän-
derung, die neue Anforderungen an die Qualifizierung der BeraterInnen stellt. Wei-
terhin werden an die Tätigkeit selbst zunehmend höhere Erwartungen gestellt. Wäh-
rend traditionellerweise die Beratungsleistung mit der Überreichung einer Expertise 
endete, gehört zunehmend die Begleitung der Implementation der vorgeschlagenen 
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Veränderungen zum Aufgabenbereich der BeraterInnen (BDU 1998). Erforderlich 
wird damit der Erwerb von Kompetenzen im Bereich Organisation bzw. Organisati-
onswandel und diesbezüglich ausgerichtete Formen der Beratung.  

Dem neuen Anforderungsprofil und der zunehmenden quantitativen Bedeutung 
der Tätigkeit für die wirtschaftliche Entwicklung und Beschäftigung stehen keine ver-
gleichbar regulierte Qualifikationsvoraussetzungen gegenüber. Unternehmensbera-
tung ist in Deutschland, wie in den meisten vergleichbaren Industrieländern, keine 
regulierte Tätigkeit, d.h. es gibt keinen definierten Wissenskanon bzw. festgelegte 
Ausbildungscurricula sowie keine Regulierung des Zugangs. Damit steht die Tätigkeit 
und der Gebrauch der Berufsbezeichnung „UnternehmensberaterIn“ jedem/jeder In-
teressierten offen. In dem Kontext hat sich eine nach Größe, Angebot, Umfang und 
Qualität der Dienstleistung unübersichtliche Anbieterstruktur herausgebildet (vgl. 
BDU 1998). Die Heterogenität erschwert zum einen den Kundenunternehmen die 
Beurteilung der Qualifikation der BeraterIn und somit auch der zu erwarteten Qualität 
der Beratungsleistung. Zum anderen erschwert es insbesondere BeraterInnen mit 
eigener Praxis bzw. aus kleinen oder weniger reputierten Firmen, einem potentiellen 
Kundenkreis die eigene Qualifikation überzeugend darzulegen.  

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, wie eine dem veränderten Bedarf 
angepaßte Qualifizierung von BeraterInnen, eine angemessene Qualität der ange-
botenen Dienstleistungen und die Seriosität ihrer AnbieterInnen im Interesse der 
KundInnen und der BeraterInnen selbst gewährleistet werden kann. Die Definition 
bestimmter Qualifikationsvoraussetzungen zur Durchführung bestimmter Arbeitsauf-
gaben sowie die Sicherung bestimmter Qualitätsstandards in der Tätigkeit werden in 
der Soziologie als wesentliche Schritte des Professionalisierungsprozesses be-
schrieben. Strategien der Definition eines Wissenskanons und Qualifikationsprofils 
nehmen dabei eine prominente Rolle ein. Als ein wichtiger Akteur in dem Prozess 
gelten Bildungseinrichtungen und professionelle Verbände als Repräsentanten der 
Interessen der Berufsangehörigen (vgl. Larson 1977, Abbott 1988, Daheim 1996).  

Die Verbände können sich mit ihren Forderungen nach einer gesetzlichen Regu-
lierung von Wissenskanon, Qualitätsstandards und damit Qualifikationsvorausset-
zungen für einen Zugang zum Tätigkeitsfeld an den Staat wenden, was als typisch 
für das kontinentaleuropäische Modell mit dem prominenten Beispiel Deutschland 
gilt. Sie können aber auch, wie dies in den angelsächsischen Ländern der Fall ist, 
gemeinsam mit den Bildungseinrichtungen Wissenskanon, Qualitätsstandards und 
Zugänge zum Tätigkeitsfeld definieren und damit Kontrolle über Standards und Zu-
lassungsvoraussetzungen übernehmen (Conze/Kocka 1985, Burrage/Torstendahl 
1990).  

Seit den 1990er Jahren haben die professionellen Verbände in der Unterneh-
mensberatung in Deutschland Strategien entwickelt, wie sie eine dem veränderten 
Bedarf angemessene Definition von Beratungskompetenz, und Qualifizierung der 
BeraterInnen erreichen können, um damit die Qualität der angebotenen Dienstleis-
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tung zu verbessern (vgl. Theobald 2001). Seit Ende der 1990er Jahre unterstützen 
die Verbände daher neben einem breiten Angebot an Weiterbildungsmöglichkeiten 
insbesondere die Einrichtung von Studiengängen an Hochschulen im Bereich Unter-
nehmensberatung. Auf der Basis eines Hochschulstudiengangs soll ein eigenständi-
ger Wissenskanon der Unternehmensberatung entwickelt bzw. definiert und die Be-
raterInnen in dem spezifischen Anforderungsprofil ausgebildet werden. Die Hetero-
genität der Tätigkeit Unternehmensberatung, die von IT-Beratung, über strategische 
Beratung bis hin zu Personalberatung reicht, stellt die Definition eines allgemeingülti-
gen Wissenskanons und eines Ausbildungscurriculums allerdings vor erhebliche 
Schwierigkeiten.  

Eng verknüpft mit der Breite des Tätigkeitsfelds sind auch die vielfältigen Be-
rufswege der BeraterInnen, die zumeist ein weites Spektrum an formaler Qualifika-
tion und Berufserfahrung vorweisen. Ein Faktum, das eine klar definierte Regulierung 
des Zugangs vor erhebliche Probleme stellt. Die professionellen Verbände, die in der 
Kontrolle der Zugangsmöglichkeiten eines ihrer zentralen Anliegen sehen, müssen 
der Vielfalt entsprechende Definitionen für Standards und Regelwerke entwickeln.  

Die Fragen, wie dem veränderten Qualifikationsbedarf entsprechende Ausbil-
dungscurricula definiert und wie trotz der Heterogenität Zugangskriterien aufgestellt 
werden können, stehen im Zentrum der folgenden Untersuchung. Den Ausgangs-
punkt der Überlegungen bilden Ergebnisse der Untersuchung zur transnationalen 
Mobilität im Unternehmensberatungssektor. In den Ergebnissen zeigte sich, dass die 
Anforderungen an die Qualifikation einer BeraterIn komplex sind und von betriebs-
wirtschaftlicher Fachkompetenz, Expertise in dem jeweiligen Tätigkeitsfeld, bis hin zu 
Berufserfahrung und sozialer Kompetenz reichen. Vor dem Hintergrund der oben 
skizzierten allgemeinen Entwicklungen in dem Sektor soll konkret gefragt werden, 
wie die Anforderungen an theoretische, praktische und soziale Kompetenzen in un-
terschiedlichen Formen von Aus- und Weiterbildung berücksichtigt werden und wei-
terhin in Formen der Regulierung des Zugangs zu dem heterogenen Tätigkeitsfelds 
einfließen.  

Die Ermittlung des (zukünftigen) Qualifikationsbedarfs und der darauf bezogenen 
Neudefinition von Qualifikationsinhalten tragen entscheidend zum Erhalt und zur Er-
weiterung von Beschäftigungsmöglichkeiten des Einzelnen bei. Darüber hinaus un-
terstützen sie eine im Ländervergleich angemessene Entwicklung des Berufsfelds 
und damit dessen Wettbewerbsfähigkeit (Hilbert/Schömann 2004). Denn voraus-
schauend auf zukünftige Veränderungen des Qualifikationsbedarfs können präven-
tive (Weiter)bildungsangebote eingerichtet bzw. können schon etablierte Angebote 
auf ihre Angemessenheit hin überprüft werden.  

Die folgende Analyse basiert im wesentlichen auf der Entwicklung in Deutsch-
land, wobei Veränderungen im europäischen Ausland und im internationalen Kontext 
vergleichend berücksichtigt werden. In den europäischen Vergleich werden Öster-
reich, die Niederlande und das Vereinigte Königreich einbezogen und damit Länder, 
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die ein hohes Qualitätsniveau der Beratungsleistungen vor dem Hintergrund unter-
schiedlicher Regulierungen oder Ansätze der Aus- und Weiterbildung aufweisen. Die 
im folgenden dargestellten Ergebnisse beruhen auf Interviews mit ExpertInnen in den 
Verbänden und Hochschulen bzw. Weiterbildungseinrichtungen in den teilnehmen-
den Ländern sowie auf der Auswertung von Dokumenten der Verbände bzw. 
(Hoch)schulen und Weiterbildungseinrichtungen.  

2. Ansätze in der Aus- und Weiterbildung: Von Kursen zur Ent-
wicklung eines integrierten Ausbildungscurriculum 

Die Weiterbildungsmaßnahmen in dem Sektor werden traditionellerweise von den 
professionellen Verbänden und privaten Akademien angeboten. Das durchaus breite 
Spektrum lässt Rückschlüsse auf Interessen und Bedarfe bei den BeraterInnen 
selbst zu, denn die Kurse sind zumeist kostenintensiv und müssen sich, da sie pri-
vatwirtschaftlich angeboten werden, an den potentiellen KundInnen orientieren. In 
den 1990er Jahren entstanden zunehmend Ausbildungscurricula, die ein ganzes 
Spektrum der in der Tätigkeit geforderten Kompetenzen bzw. Qualifikationen abde-
cken sollen. In den Ausbildungscurricula, die den Hintergrund für komplexe Kursan-
gebote oder Studiengänge bieten, lassen sich daher Ansätze zur Definition eines 
integrativen Wissenskanons zumeist bezogen an den Bedarfen einer spezifischen 
Zielgruppe im Beraterspektrum erkennen.  

Weiterbildung auf der Basis von Kursen 

Die Verbände sowie spezialisierte Akademien bieten ein diversifiziertes Angebot von 
Weiterbildungskursen in der Regel auf Workshopbasis an, womit allerdings keine 
systematische Weiterbildung von der Junior- zur SeniorberaterIn intendiert ist. Als 
AdressatInnen gelten erwerbstätige BeraterInnen in unterschiedlichen Tätigkeitsfel-
dern, wobei keine weiteren Zugangsvoraussetzungen definiert werden. Die typischen 
Angebote konzentrieren sich auf relevante Beratungssituationen. Die angebotenen 
Workshops beschäftigen sich bspw. mit Fragen der Angebotserstellung, des Bera-
tungsmarketings, der Auftragsdurchführung, der Moderation als Mittel der Prozess-
gestaltung oder der Organisation der Beratungsfirma bzw. –praxis selbst. Vermittelt 
werden Techniken sowie Methoden des Beratungsprozesses und Fragen der Orga-
nisation der eigenen Arbeitstätigkeit. Betriebswirtschaftliche Fachqualifikationen oder 
Spezialkenntnisse für bestimmte Tätigkeitsfelder in der Unternehmensberatung wer-
den hingegen nicht angeboten.  

Einen Schritt weiter geht die Württembergische Verwaltungs- und Wirtschafts-
akademie, die einen einjährigen berufsbegleitenden Kurs mit einem Abschlusszertifi-
kat anbietet. Als Zugangsvoraussetzung wird der Abschluss eines wirtschaftswissen-
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schaftlichen Studiengangs einschließlich der Ausbildung an einer Akademie genannt 
und eine mindestens 1-jährige Leitungstätigkeit. Die Ausbildung wird bewusst als 
Alternative zu einem Universitätsabschluss angeboten.  

Als Berufsziel wird die Tätigkeit einer funktionsübergreifenden internen BeraterIn 
angegeben, der ManagerInnen innerhalb des Unternehmens auf verschiedenen 
Ebenen beraten kann sowie als gut ausgebildete Kontaktperson gegenüber externen 
BeraterInnen fungieren kann. Der Kurs soll weit umfassender als die verschiedenen 
schon genannten Kursangebote die Wissens-, Sozial- und Managementkompetenz 
verbessern. Daher werden neben Kenntnissen in der Beraterpraxis bspw. bezüglich 
des Beratungsprozesses oder zum Verlauf und Methoden von Organisationswandel 
ebenso soziale Kompetenzen gefördert, wie bspw. Präsentation und Moderation. Ei-
nen weiteren wichtigen Block bieten betriebswirtschaftliche Fachkenntnisse in Berei-
chen wie Personalmanagement, Informationsmanagement, Recht in der Praxis oder 
Internationales Management. Besonderen Wert wird auf eine Verbindung von Theo-
rie und Praxis gelegt, was sich in zwei Projektarbeiten und einer Abschlußarbeit nie-
derschlägt, in die auch Themen des eigenen Unternehmens einbezogen werden 
sollen.  

Die Unterrichtsform soll ähnlich wie bei den schon dargelegten Weiterbildungs-
kursen eine intensive Mitarbeit gestatten. Daher werden verschiedene Lehrformen, 
wie bspw. Fallstudien, Projektarbeit, Planstudien oder Gruppenarbeit im Wechsel 
einbezogen. Die intensive Beteiligung der einzelnen KursteilnehmerInnen wird durch 
eine Begrenzung der Anzahl auf max. 20 InteressentInnen ermöglicht. Die Begren-
zung der Teilnehmerzahl und die privatwirtschaftliche Organisation erklären dann 
auch die hohen Kursgebühren, die durch die Orientierung des Angebots an etablierte 
BeraterInnen bzw. ManagerInnen realisiert werden.  

Einrichtung von Hochschulstudiengängen 

Die skizzierte Ausbildung kann als ein erster Ansatz gelten, ein weitgefächertes Cur-
riculum für die Tätigkeit Unternehmensberatung zu bestimmen. Seit Mitte der 1990er 
Jahre werden darüber hinaus gezielt Hochschulstudiengänge im Bereich Unterneh-
mensberatung eingerichtet, die ihre jeweils eigene Integration von Phasen einer Aus- 
und Weiterbildung, Theorie und Praxis, von allgemeiner und spezifischer Fachkom-
petenz sowie sozialer Kompetenzen in dem Tätigkeitsfeld vornehmen. Die Studien-
gänge wenden sich an zukünftige oder schon tätige BeraterInnen, was sich an Zu-
gangsvoraussetzungen und der Höhe von Studiengebühren erkennen läßt. 

Der Fachbereich Wirtschaft an der Fachhochschule in Emden bietet seit dem 
WS 2001/2002 einen grundständigen Studiengang Business Consulting mit dem 
Abschluß Diplom-Kauffrau/mann und dem Schwerpunkt Unternehmensberatung an.1 
                                            
1 Ein ähnliches Konzept, d.h. einen grundständigen Studiengang Unternehmensberatung mit dem 
entsprechenden Schwerpunkt im Hauptstudium bietet auch die Fachhochschule Bonn-Rhein-Sieg an 
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Das Studium verbindet eine breite betriebswirtschaftliche Ausbildung, eine Vertiefung 
in einem zentralen betriebswirtschaftlichen Gebiet wie bspw. Marketing, Personal-
wirtschaft oder Informationstechnologie mit dem Schwerpunkt Unternehmensbera-
tung. Die betriebswirtschaftliche Einbindung soll gleichzeitig die Breite der Ausbil-
dung und eine Spezialisierung auf ein mögliches Beratungsfeld gewährleisten. Der 
Schwerpunkt Unternehmensberatung soll den Erwerb von beratungsspezifischem 
Wissen, wie Theorien, Techniken und Methoden in der Beratung mit praktischen 
Übungen im Rahmen von Beraterseminaren und Praxissemestern gestatten. In den 
Praxisanteilen der Ausbildung führen die Studierenden, in kleinen Gruppen betreut, 
im Rahmen von Projekten schon Beratungsaufträge kleinerer Unternehmen im Ein-
zugsgebiet der Fachhochschule durch. „Die Verortung der Region und die Bera-
tungsaufträge, die schon vor Einrichtung des Studiengangs an die Hochschule ver-
geben wurden“, bilden nach Aussagen des Koordinators den Hintergrund für die Ein-
richtung des Studiengangs „Business Consulting“.  

Die Ausbildung wird ergänzt durch Veranstaltungen und Übungen im Bereich 
Kommunikations- und Präsentationstechniken. Damit will der Studiengang den kom-
plexen Anforderungen einer Verbindung von unterschiedlichem theoretischen Wis-
sen, praktischer Erfahrung und sozialer Kompetenzen Rechnung tragen. Die inten-
sive Betreuung und die entsprechenden Lehrformen werden durch eine Begrenzung 
der Studierenden auf max. 30 TeilnehmerInnen erreicht. Die Voraussetzung bildet 
die Fachhochschulreife, wobei die Auswahl über ein NC Verfahren gesteuert wird. Es 
werden keine Studiengebühren erhoben, womit diese Ausbildung zu den wenigen 
kostenfreien Ausbildungsmöglichkeiten in dem Spektrum gehört.  

Einen anderen Ansatz verfolgt die Fachhochschule in Offenburg, die einen Gra-
duiertenstudiengang (MBA) mit der Ausrichtung auf Unternehmensberatung mit einer 
Spezialisierung auf die Bereiche Logistik und Informationstechnologie eingerichtet 
hat. Der Studiengang wurde als internationaler Studiengang mit Englisch als Ausbil-
dungssprache konzipiert, der aufbauend auf dem Abschluss eines Bachelor of 
Science und einer mindestens 1-jährigen Erwerbstätigkeit zu dem international aner-
kannten Abschluss (MBA) führt.  

Das Kultusministerium in Baden-Württemberg stellte eine dreijährige Anschubfi-
nanzierung zur Verfügung, da es prinzipiell die Einrichtung international anerkannter 
Studiengänge und damit das Interesse ausländischer Studierender am Studien-
standort Deutschland fördern will. Der Anteil an ausländischen Studierenden lag im 
ersten Ausbildungsjahr bei ca. 80%, wobei sich 400 BewerberInnen für die 25 Stu-
dienplätze bewarben. Nach Auslaufen der Anschubfinanzierung werden jetzt Stu-
diengebühren von derzeit ca. 5900 Euro für die Gesamtdauer erhoben, was mit ei-
nem Rückgang der Bewerberzahl auf 200 einherging, wovon nach Aussagen des 
Koordinators „insbesondere Frauen und weniger-begüterte Studierende betroffen 
sind. Als Gegenstrategie wird von seiten der Hochschule geplant, Stipendien bei 
Unternehmen einzuwerben, um auch diesen Gruppen einen Zugang wieder zu er-
möglichen.  
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Der Studiengang baut auf schon vorhandenem Vorwissen auf und bietet eine 
Vertiefung von Fachkenntnissen im Bereich allgemeines Management und eine Spe-
zialisierung im Bereich Logistik oder Informationstechnologie an. Ähnlich wie im Stu-
diengang an der Fachhochschule in Emden spielen praktische Beratungserfahrun-
gen, die in Gruppen oder bei der Durchführung von Case Studies gewonnen werden 
sowie ein gezieltes Training in sozialen Kompetenzen, wie bspw. Kommunikation 
oder Führungskompetenzen, eine entscheidende Rolle im Studienaufbau. Die inten-
sive Ausbildung in Teams schafft darüber hinaus durch den hohen Anteil an auslän-
dischen Studierenden Erfahrungen in multinationaler Zusammenarbeit.  

An schon erwerbstätige externe und betriebsinterne BeraterInnen wendet sich 
ein im Jahr 1995 eingerichteter berufsbegleitender Weiterbildungsstudiengang Inter-
nationale Unternehmensberatung (MBA-IMC, International Management Consulting) 
an der Fachhochschule Ludwigshafen. Als Zugangsvoraussetzungen werden ein ab-
geschlossenes Hochschulstudium aller Fachrichtungen und eine anschließende zu-
mindest drei-jährige Berufstätigkeit definiert. Als Studienabschluss, der auch eine 
englisch-sprachige Dissertation einschließt, wird in Zusammenarbeit mit einer briti-
schen Universität der Titel eines „Master of Business Administration“ vergeben. Das 
Studium selbst ist gebührenpflichtig, wobei die Gebühren für die Gesamtstudienzeit 
ca. 11000 Euro betragen  

Entsprechend der Vorgehensweise eines klassischen MBA-Studiengangs wer-
den die sozialen Bezüge der Tätigkeit betont, was die Vermittlung von Kompetenzen 
im Bereich Teamwork, Präsentation oder interkulturelles Management als zentralen 
Teils des Curriculums einschließt. Innerhalb des Kurses werden keine betriebswirt-
schaftlichen Kenntnisse mehr vermittelt, sondern im Zentrum stehen, die in einer Be-
ratungstätigkeit geforderten Kompetenzen, wie bspw. Analyse und Gestaltung des 
Beratungsprozesses, Beratungsinhalte, Elemente der Beratungskommunikation, wie 
bspw. Präsentation, Moderation, Beratungspsychologie, Ethik und Recht in der Be-
ratung sowie wissenschaftliche Methoden. Als Lehrformen wechseln sich neben 
Vorträgen auch intensive Formen wie Arbeit in Kleingruppen ab, was durch die ma-
ximale TeilnehmerInnenzahl von 25 ermöglicht wird.  

In den Niederlanden konnten sich mittlerweile die Universitäten als zentrale In-
stitution für die Aus- und Weiterbildung im Bereich der Unternehmensberatung etab-
lieren. Dies wird reflektiert durch ein breites Spektrum von 4-5 direkt an Universitäten 
eingerichteten Studiengängen sowie durch ca. 15 mit einer Universität verknüpften 
Aus- Weiterbildungslehrgängen. Nach Aussagen des niederländischen Gesprächs-
partners, der selbst Inhaber eines Beratungsunternehmens ist sowie als Professor in 
der Ausbildung tätig ist, „ist der Erwerb der Beraterkompetenz an einen Wechsel zwi-
schen theoretischer Ausbildung und praktischer Erfahrung gebunden. Es ist daher 
sinnvoll prinzipiell universitäre Kenntnisse in einem Gebiet zu erwerben und nach 
einer Phase der Berufstätigkeit als BeraterIn in einem Graduiertenstudiengang ein 
spezifisches Beraterwissen zu erwerben. Die Studiengänge an der Freien Universität 
Amsterdam können ein Beispiel für die Herangehensweise liefern“.  
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Die Freie Universität Amsterdam hat im Jahr 1992 einen Graduiertenstudien-
gang im Bereich Management Consulting eingerichtet, der sich berufsbegleitend 
schon an tätige BeraterInnen wendet, wobei hohe Studiengebühren erhoben werden. 
Mittlerweile wurde der Studiengang in zwei voneinander unabhängige Studienange-
boten aufgeteilt, und zwar in einen sechsmonatigen Grundstudiengang und einen 
zweijährigen Aufbaustudiengang. Neben einer Fachausbildung in Bereichen wie 
strategisches Management oder auch Informationsmanagement stehen drei Ziele im 
Zentrum. Dazu gehören die Fähigkeit sich mit den wichtigsten Fragen, Methoden, 
Herangehensweisen und Instrumente der eigenen Beraterpraxis konstruktiv ausei-
nanderzusetzen, die Weiterentwicklung des individuellen Stils sowie die Verbesse-
rung der eigenen Fähigkeiten zur Initiierung und zum Management von Verände-
rungsprozessen.  

Der Studiengang bezieht die spezifischen Voraussetzungen der studierenden 
BeraterInnen mit ein und entwickelt Ansätze für eine individuelle Weiterentwicklung. 
Den Ausgangspunkt bilden die bereits vorhandenen praktischen Erfahrungen, wobei 
jede TeilnehmerIn sich einen individuell-angepassten Entwicklungsplan aufstellt und 
darauf aufbauend den zielgerichteten Erwerb von Kompetenzen für die eigene Praxis 
vornimmt. Im Verlauf des Kurses soll Wissenserwerb mit Reflektion des eigenen 
Verhalten verbunden werden, wobei im Rahmen einer Abschlußarbeit die wichtigen 
Ergebnisse und Erkenntnisse formuliert und vor einem Kreis von ExpertInnen vertei-
digt werden. 

3. Regulierungen des Zugangs zum Tätigkeitsfeld 

Die etablierten Studiengänge verdeutlichen, welche theoretischen, praktischen und 
sozialen Kompetenzen als Kernqualifikation der Beratertätigkeit angesehen werden. 
Der Zugang zu dem Tätigkeitsfeld setzt in Deutschland, wie in den meisten entwi-
ckelten Industrieländern auch, nach wie vor keinen erfolgreichen Abschluß einer der 
Aus- oder Weiterbildungsangebote voraus, sondern steht unabhängig von der Aus-
bildung jeder/m Interessierten offen. Trotzdem bildet die Sicherung einer angemes-
senen Qualität der Beratungsdienstleistung eine zentrale Frage. Gerade angesichts 
der heterogenen Zugangsvoraussetzungen steht dabei nicht länger die formale Qua-
lifikation der BeraterInnen im Fokus, sondern die Entwicklung von Maßstäben zur 
Bewertung der Qualität der Beratungspraxis. Eine zentrale Rolle bei der Entwicklung 
solcher Standards einer qualitativ hochwertigen Beratungspraxis nehmen in 
Deutschland wie in den meisten Industrienationen die professionellen Verbände ein. 
Einschränkend muß jedoch angefügt werden, dass sich die Mehrheit der Unterneh-
mensberater/ bzw. firmen in Deutschland wie in anderen Ländern auch, sich nicht 
verbandlich organisiert und damit andere Ansätze gefunden hat, die eigene Kompe-
tenz gegenüber den Kundenfirmen zu verdeutlichen (Sperling/Ittermann 1998; 
Ibielski 1995). Die von den Verbänden entwickelten Gütekriterien für die Aufnahme in 
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einen Verband bzw. zum Erwerb eines Titels können folglich nur für einen Ausschnitt 
des Beratermarkts Gültigkeit erlangen. Ein Beispiel für eine staatlich regulierte Zu-
gangskontrolle zum Beratermarkt bildet hingegen Österreich, das als einziges EU-
Mitgliedsland die Aufnahme einer gewerblichen Tätigkeit als UnternehmensberaterIn 
an eine gesetzliche Zulassung auf der Basis der Gewerbeordnung bindet. Auf der 
Basis der gesetzlichen Vorgabe können somit grundsätzliche Anforderungen an die 
Qualifikation der UnternehmensberaterInnen gestellt werden.  

In den folgenden Ausführungen zur Definition von Qualifikationsstandards auf 
dem Beratermarkt sollen einleitend die Vorgehensweisen der deutschen Verbände 
und der österreichischen Wirtschaftskammer als Beispiel für zwei unterschiedliche 
Herangehensweisen dargestellt werden. Abschließend sollen Tendenzen einer inter-
nationalen Regulierung, wie sie sich an dem seit Ende der 1980er Jahre vergegebe-
nen Titel „Certified Management Consultant“ zeigen, diskutiert werden. 

Nationale Regulierungen: Ansätze einer verbandlichen versus gesetzli-
chen Regulierung 

Der Beratermarkt in Deutschland wird von unterschiedlichen Verbänden organisiert, 
die sich mit Ausnahme eines Verbands des „Bundes deutscher Unternehmensbera-
ter“ in ihren Politiken gezielt an unterschiedliche Gruppen von Beratungsfirmen oder 
selbständige Unternehmensberater wenden (Ibielski 1995). Der Bund deutscher Un-
ternehmensberater (BDU) wendet sich als größter Verband mit seinem umfassenden 
Angebot an das gesamte Spektrum von selbständigen BeraterInnen und Firmen un-
abhängig von ihrer Größe und Tätigkeitsfeld.  

Trotz der Orientierung an unterschiedlichen Zielgruppen lassen sich in der Defi-
nition der Voraussetzungen und Vorgehensweisen bei einer Aufnahme grundlegende 
Übereinstimmungen zwischen den Verbänden erkennen. Die Verbandsmitglied fun-
giert schon per se als eine Form von Gütesiegel für eine qualitativ hochwertige Pra-
xis, denn die Aufnahme setzt die Einhaltung bestimmter Standards voraus. Als zent-
rales Kriterium einer Beraterpraxis auf hohem Niveau gilt die über einen gewissen 
Zeitraum durchgeführte, erfolgreiche Tätigkeit am Markt, denn Mitglied in den Ver-
bänden kann nur werden, wer eine bestimmte Anzahl von Jahren erfolgreich als Be-
raterIn tätig war. Die Zeiten verkürzen sich für BewerberInnen mit einem Hochschu-
labschluß, wobei dieser jedoch keine Voraussetzung für die Verbandsmitgliedschaft 
bedeutet. Die Definition einer Zeitdauer der Tätigkeit geschieht vor der Überlegung, 
dass der Erfolg am Markt als ein Indikator für die Qualität der Beratungsleistung an-
gesehen werden kann. Die Qualität wird noch anhand von zwei weiteren Aufnahme-
kriterien überprüft. Dies sind zum einen Kundenreferenzen, die den Nachweis erfolg-
reich abgeschlossener Projekte erbringen sollen. Eine weitere Kontrolle der Qualifi-
kation soll zum anderen auf der Basis von zwei Fachgesprächen mit Mitgliedern aus 
dem gleichen Tätigkeitsspektrum erreicht werden. Neben der fachlichen Qualifikation 
wird auch die Einhaltung ethischer Verhaltensstandards überprüft.  
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In Österreich müssen gewerblich tätige UnternehmensberaterInnen einen Befä-
higungsnachweis vorweisen können, der vom Fachverband Unternehmensberatung 
und Informationstechnologie auf der Basis der Gewerbeordnung vergeben wird. 
Nach Ansicht des Gesprächspartners beim Fachverband „ wünschen sich die Firmen 
am Markt insgesamt diese Form der Absicherung, da Mindeststandards abgeprüft 
werden und damit eine größere Sicherheit für die Unternehmen besteht eine qualita-
tiv-hochwertige Dienstleistung zu erhalten.“ Eine ähnliche gesetzliche Regulierung ist 
in weiteren EU-Ländern vermutlich nicht zu erwarten, da in der Europäischen Union 
prinzipielle Tendenzen für eine Liberalisierung von Professionsregulierungen zu er-
kennen sind (vgl. OECD 1995). Der Gesprächspartner beschreibt die Situation in 
Österreich so „ Es gibt auch in Österreich eine innenpolitische Diskussion, diese Zu-
gangsregelungen abzuschaffen, was mit der Forderung nach einer Liberalisierung 
der Wirtschaftsordnung begründet wird“.  

Bis zum Jahr 1998 bildete das Bestehen einer Prüfung die grundlegende Vor-
aussetzung für den Erwerb des Befähigungsnachweises. Mittlerweile wurden gesetz-
lich unterschiedliche Wege definiert, die insbesondere der zunehmenden Akademi-
sierung in dem Bereich Rechnung tragen. Nach wie vor steht der Nachweis von Be-
raterkompetenzen im Zentrum der Überprüfung, die durch unterschiedliche Wege 
erworben werden können und auf einer Verbindung von theoretischem Wissen und 
praktischen Erfahrungen beruhen.  

UnternehmensberaterInnen, die einen Hochschulabschluß in einer rechts- so-
zial- oder wirtschaftswissenschaftlichen Studienrichtung nachweisen können sowie 
eine mindestens zweijährige Tätigkeit im Gewerbe der Unternehmensberater oder in 
einem Unternehmen mit ähnlichen Tätigkeiten betraut oder in leitender Stellung wa-
ren, können ohne weitere Anforderungen den Befähigungsnachweis erhalten. Hoch-
schulabsolventInnen einer geistes- oder kulturwissenschaftlichen Studienrichtung 
sowie AbsolventInnen von höheren berufsbildenden Schulen bzw., Akademien müs-
sen eine längere Erwerbstätigkeit von drei bzw. vier Jahren nachweisen und zusätz-
lich noch Teile der Prüfung zum Befähigungsnachweis, wie den Nachweis der 
Rechtskunde und der praktischen Prüfung der Beraterkompetenz ablegen. Nach wie 
vor besteht zudem die Möglichkeit nach einer mindestens dreijährigen fachlichen Tä-
tigkeit in dem Bereich ohne weitere Voraussetzungen nach dem Bestehen der Prü-
fung den Befähigungsnachweis zu erhalten. Dazu müssen in einem schriftlichen Teil 
die notwendige betriebswirtschaftliche Kenntnisse für das eigene Spezialgebiet und 
der Nachweis über Kenntnisse, der für die Ausübung des Gewerbes notwendigen 
Rechtskunde. In einer mündlichen Prüfung wird anhand der  Durchführung und der 
Reflektion eines Beratungsgespräch die Beraterkompetenz und das beratungsspezi-
fische Fachwissen überprüft.  

Bei einem Vergleich der Anforderungen an den Befähigungsnachweis in Öster-
reich mit den Voraussetzungen an eine Verbandsmitgliedschaft in Deutschland fällt 
insbesondere die unterschiedliche Bewertung von akademischer Qualifikation und 
dem Nachweis einer erfolgreichen Beratertätigkeit auf. Während für eine Verbands-
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mitgliedschaft der Nachweis einer erfolgreichen Tätigkeit zentral wird, gewinnt dieses 
Kriterium für den Erhalt des Befähigungsnachweises in Österreich ein geringeres 
Gewicht.  

Internationale Regulierung – Der Certified Management Consultant 
(CMC) 

Die zunehmende Internationalisierung in der Branche führte neben den Formen nati-
onaler Regulierungen zu Ansätzen einer internationalen Zertifizierung mit dem Ziel, 
der Etablierung strenger Mindeststandards in der Beratungstätigkeit „rund um die 
Welt“. Dazu wurde im Jahr 1987 der internationale Verband „The International Coun-
cil of Management Consulting Institutes“ (ICMCI) von Professionsangehörigen in 
USA, Kanada und dem Vereinigten Königreich gegründet, wobei schon durch die 
Gründungsmitglieder die Herangehensweisen des angelsächsischen Modells der 
Professionalisierung vorgegeben wurde. Noch über das Vorgehen bei den traditio-
nellen Professionen hinaus wird dem Staat in den Anstrengungen für eine Regulie-
rung keinerlei Funktion mehr zugewiesen. Dies bedeutet, die Verbände entwickeln 
Qualitäts- und Qualifikationsstandards und zielen darauf ab, diese auf dem Markt als 
Zeichen für eine Beratungsleistung auf hohem Niveau durchzusetzen. Der internatio-
nale Verband ICMCI strebt an, die internationale Anerkennung des Titels CMC als 
„Weltklasse“ von Beratungskompetenz, Objektivität, Unabhängigkeit und Professio-
nalität am Markt zu erreichen. In dem Rahmen sollen internationale Standards für die 
Tätigkeit Unternehmensberatung entwickelt und aufrechterhalten werden, wobei die 
nationalen Mitglieder in ihren diesbezüglichen Anstrengungen vom internationalen 
Verband unterstützt werden.  

Dem internationalen Verband haben sich mittlerweile nationale Verbände in 35 
Ländern angeschlossen, insbesondere in den entwickelten Industrienationen, mit 
insgesamt ca. 25 000 Mitglieder, wovon schon ca. 10 000 den Titel eines CMC er-
worben haben. Der ICMCI hat grundlegende Kriterien für die Zertifizierung eines 
Certified Management Consultant (CMC) aufgestellt, die von den Mitgliedsländern 
bei der Etablierung ihrer eigenen Verfahren eingehalten werden müssen. Die verge-
benen Titel werden wechselseitig von den Verbänden in den anderen Ländern aner-
kannt. Nach Aussagen des österreichischen Gesprächspartners „werden die Zertifi-
zierungsverfahren der einzelnen Mitgliedsverbände international auditiert, wobei die 
Verfahren für Kanada und die USA schon abgeschlossen sind, während bspw. Ös-
terreich oder Deutschland derzeit auf dem Weg dahin sind “.  

Nach Ansicht des österreichischen Gesprächspartners “ ist es in Europa mittler-
weile im Vereinigten Königreich und den Niederlanden bei großen Unternehmen ge-
lungen, den Titel als ein Zeichen für eine hohe Beraterkompetenz zu etablieren.“ 
Eine Aussage, die vom niederländischen Gesprächspartner wie folgt präzisiert 
wurde: „ „Der Titel „CMC“ ist wichtig für selbständige BeraterInnen oder BeraterInnen 
in weniger reputierten Firmen. Dies wird mittlerweile von den großen Unternehmen 
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als Kompetenznachweis akzeptiert. MitarbeiterInnen in den großen, internationalen 
Beratungsfirmen wie bspw. McKinsey garantieren durch den Firmennamen oder das 
Firmenprodukt ein hohes Niveau von Qualifikation und Qualität der Dienstleistung“.  

Der ICMC gibt als grundlegende Kriterien für den Erwerb des Titels eine be-
stimmte Anzahl von Jahren der Berufstätigkeit als UnternehmensberaterIn vor, wobei 
auch hier ein Universitätsabschluß die Zeit verkürzen kann, aber nicht vorausgesetzt 
wird. Die Tätigkeit als Unternehmensberater muß zeitlich umfassend und auf einem 
hohen Niveau entsprechend einer Senior-BeraterIn angesiedelt sein, d.h. entweder 
als InhaberIn einer Praxis oder in einer verantwortungsvollen, selbständigen Ange-
stelltentätigkeit. Als unerläßliche Elemente im Auswahlprozess werden eine schriftli-
che oder mündliche Prüfung, die Unterstützung der Bewerbung durch Mitglieder des 
nationalen Verbands, die schon den Titel erworben haben und Kundenreferenzen 
angegeben.  

Anhand des Aufnahmeverfahrens im Vereinigten Königreich, zu dem sehr detail-
lierte Schritte und Kriterien vorgegeben sind, sollen die sich im Verfahren ausdrü-
ckenden Qualifikationen und die Formen ihrer Überprüfung herausgearbeitet werden. 
Wie in den allgemeinen Kriterien gefordert, gründet sich die Beurteilung nicht auf der 
formal nachzuweisenden Qualifikation, sondern in der über einen gewissen Zeitraum 
erfolgreichen Beratertätigkeit, die durch die schriftliche Darstellung der abgeschlos-
senen Projekte innerhalb eines CVs sowie der ebenfalls schriftlichen detaillierten 
Darstellung einzelner ausgewählter Projekte verdeutlicht werden muss. Der Erfolg 
und die Qualität der Beratungstätigkeit muß darüber hinaus durch drei unabhängige 
Referenzen von Kunden nachgewiesen werden. Hinzu kommen Belege über die 
professionelle Entwicklung im Sinne einer kontinuierlichen Weiterbildung und einer 
für das eigene Tätigkeitsfeld adäquaten formalen Qualifikation. In einer mündlichen 
Prüfung werden die schriftlich vorliegenden Belege auf der Basis einer ausgewählten 
Präsentation durch die BewerberIn und einer anschließenden intensiven Befragung 
von drei BegutachterInnen überprüft.  

In der schriftlichen und mündlichen Darstellung werden als Kernkompetenzen, 
Beratungs- und Managementfähigkeiten, Spezialistenkenntnisse im eigenen Bera-
tungsfeld und politisches, soziales, ökonomisches und technisches Bewußtsein er-
faßt. Letzteres soll die Fähigkeit zur Reflektion der eigenen Tätigkeit in einem be-
stimmten gesellschaftlichen Umfeld erkennen lassen. Als Leitlinie für eine Bewertung 
gilt das Kriterium einer reflexiven Praxis, d.h. der Fähigkeit, die eigenen Erfahrungen 
zu durchdenken und daraus Schlüsse zu ziehen einschließlich der Evaluation der 
eigenen Tätigkeit. Das Niveau der Tätigkeit und ihre Reflektion wird anhand von 
weiteren Kriterien überprüft, wie die Komplexität der übertragenen Aufgaben und das 
Niveau der Verantwortlichkeit, Denkvermögen und Verständnis sowie die Reichweite 
der Variablen, die im Rahmen der Analyse berücksichtigt werden. Hinzu kommt als 
weiteres Kriterium Innovation oder Originalität, was als Ausmaß von innovativen 
Ideen, die in die Arbeit eingebracht werden, interpretiert wird.  
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4. Resümee: Unternehmensberatung: Neue Balancen zwischen 
Qualifikationsbedarf, Wissenskanon, Qualifizierung und Re-
gulierung  

Schon seit den 1980er Jahren erweist sich die Unternehmensberatung als eine dy-
namische Wachstumsbranche bezüglich Umsatz und Beschäftigung, was auf verän-
derte Bedarfe an externer Beraterexpertise zurückzuführen ist. Die Veränderungen 
gehen einher mit einem Anstieg des Qualifikationsniveaus der BeraterInnen und ei-
ner Verschiebung der Altersstruktur. Beides verweist darauf, dass immer mehr jün-
gere und akademisch ausgebildete BeraterInnen in dem Marktsegment tätig werden. 
Die Expansion der Branche und die zunehmende gesellschaftlichen Akzeptanz der 
Tätigkeit stellen Fragen an eine Definition der Kompetenzen für die Tätigkeit „Unter-
nehmensberatung“ und einer angemessenen Qualifizierung der BeraterInnen. Dazu 
wurden im Verlauf der 1990er Jahre Ausbildungscurricula auf Hochschulniveau ein-
gerichtet, die Ansätze zur Definition eines Wissenskanons und einer darauf aufbau-
enden Qualifizierung des Beraternachwuchses gestatten.  

Die Heterogenität des Tätigkeitsfelds und der unregulierte Zugang erschweren 
die Definition eines Kompetenzprofils „Unternehmensberatung“. Eine Schwierigkeit, 
die vergrößert wird durch die Anforderung, theoretische Grundlagenkompetenz und 
Spezialwissen mit Berufserfahrung und in hohem Maße entwickelten sozialen Kom-
petenzen zu verbinden. Vor dem Hintergrund entstanden unterschiedlich konzipierte 
Ausbildungs- oder Studiengängen.   

Die verschiedenen etablierten Ausbildungen wenden sich an unterschiedliche 
Zielgruppen, was schon an ihren Definitionen als grundständiger Studiengang, Gra-
duiertenstudiengang oder Weiterbildungsstudiengang ersichtlich wird. Während des 
Studiums werden jeweils eigene Verbindungen der komplexen Kompetenzanforde-
rungen hergestellt, wobei die spezifische Beraterkompetenz in der Berufspraxis und 
die Betonung von sozialen Schlüsselkompetenzen wie bspw. Kommunikation, Prä-
sentation, Moderation ein Kernelement jedes Studiengangs liefert. In Abhängigkeit 
der Zielgruppe werden die Module in eine Vermittlung von grundlegenden betriebs-
wirtschaftlichen bzw. Fachkenntnissen eingebettet. Ein Kennzeichen der Studien-
gänge ist die Begrenzung der Teilnehmerzahl und die intensive und praxisorientierte 
Betreuung, was allerdings zumeist mit hohen (Studien)gebühren verbunden ist.  

Nicht nur die zumeist hohen (Studien)gebühren, sondern auch die für die Teil-
nahme an manchen Studiengängen notwendige Reduktion der Erwerbstätigkeit kön-
nen bei einem Teil unter den BeraterInnen die Aufnahme einer Weiterbildungsmaß-
nahme erschweren. Dies betrifft vermutlich gerade die BeraterInnen, die sich eher in 
einer prekären ökonomischen Situation befinden und daher im besonderen Maße auf 
eine (Weiter)bildung angewiesen sind. Die Etablierung einer institutionellen sozialen 
Absicherung, wie sie dem Sozialstaatsgebot entspricht, kann BeraterInnen einen 
adäquaten ökonomischen Rahmen zur Teilnahme an Weiterbildungsstudiengängen 
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bieten. Das Konzept von Übergangsarbeitsmärkten sieht sozial abgesicherte Über-
gänge zwischen verschiedenen Formen von Erwerbstätigkeit, Bildung und Weiterbil-
dung vor (Schmid 2002). Eine Weiterentwicklung des Konzepts auch für die Tätigkeit 
„Unternehmensberatung“ erhöht die Chancen der Aufnahme einer Weiterbildung und 
trägt damit zur Absicherung der beruflichen Perspektiven der BeraterInnen bei.  

Der Abschluss einer Ausbildung oder eines Studiums stellt keine Voraussetzung 
für den Zugang zum Tätigkeitsfeld „Unternehmensberatung“ dar. Formen der Regu-
lierung des Zugangs, werden auch in Deutschland entsprechend dem angelsächsi-
schen Professionsmodell von Verbänden entwickelt. Dazu gehört die Mitgliedschaft 
in einem Verband, die an die Einhaltung bestimmter Voraussetzungen geknüpft ist. 
Seit den 1990er Jahren wird zudem ein internationaler Titel vergeben, dessen Er-
werb ebenfalls an die Erfüllung von Vorbedingungen und ein Auswahlverfahren ge-
bunden ist. Der internationale Titel reflektiert ein Interesse eines Teils unter den Be-
raterInnen sich auch zunehmend international verorten zu können.   

In den verbandsorientierten Regulierungen spielt nicht die formale Qualifikation 
die entscheidende Rolle, sondern die Berufserfahrung und insbesondere eine län-
gere erfolgreiche Beratungstätigkeit, die sich in Referenzen der Kunden und der ei-
genen Darstellung erfolgreicher Projekte niederschlägt. In der Darstellung und Dis-
kussion der praktischen Tätigkeit werden die für eine Beratungssituation entschei-
denden fachlichen, intellektuellen und sozialen Kompetenzen überprüft. Die Form der 
Regulierung stellt gleichermaßen eine Offenheit gegenüber unterschiedlichen Zu-
gangswegen sicher, die der Vielfalt der Zugänge zum Tätigkeitsfeld der BeraterInnen 
selbst gerecht werden soll. Die Breite der Möglichkeiten gilt ebenso für die Regulie-
rungen in Österreich, obwohl hier innerhalb der Gewerbeordnung ein gesetzlich 
Rahmen vorgegeben wurde. Allerdings spielen hier formale Qualifikationen eine weit 
wichtigere Rolle für die Zulassung als Nachweise einer erfolgreichen Beratertätigkeit.  

Insgesamt wird sowohl was die Ausbildung betrifft als auch was die Regulierung 
des Zugangs betrifft ein eigenständiges Modell der Kontrolle einer Berufstätigkeit er-
kennbar. Die im Verlauf der 1990er Jahre konzipierten Weiterbildungsgänge zeigen, 
wie Integration und Vermittlung von Fachkompetenzen, Berufspraxis und sozialen 
Kompetenzen gelingen kann. Dies sind Verbindungen, die durchaus auch für andere 
Formen der Weiterbildung Vorbildcharakter erreichen können.  

Die Form der Zugangsregulierung mit der Betonung auf eine erfolgreiche Praxis 
beinhaltet durchaus interessante Elemente, denn sie kann Hinweise darauf geben, 
wie die in der Berufspraxis entwickelte Kompetenz messbar wird. Wird jedoch die 
erfolgreiche Berufspraxis zu dem entscheidenden Kriterium besteht die Schwierig-
keit, dass bis zu einer Selektion über den Markt keine Kontrolle darüber besteht, ob 
die Qualifikation der BeraterInnen für die Tätigkeit angemessen ist und ob die Bera-
tungsleistung eine adäquate Qualität aufweist. Dies wird im Fall der Unternehmens-
beratung mit dem hohen Fachwissen der Kundenunternehmen begründet, die selbst 
in der Lage sind, eine erste Einschätzung vorzunehmen.  
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Trotz des hohen Interesses von BewerberInnen an den Studiengängen wird ent-
scheidend für den Einfluss, den die neuen Studiengänge und auch Formen der Re-
gistrierung auf das Tätigkeitsfeld gewinnen können, der nach wie vor unabhängig 
von der Qualifikation und Berufserfahrung offene Zugang zu dem Tätigkeitsfeld. Ab-
solventInnen der Studiengänge und die auf freiwilliger Basis registrierten BeraterIn-
nen werden auch zukünftig nur einen (kleinen) Teil unter den Unternehmensberate-
rInnen bilden. Damit werden auch weiterhin InteressentInnen mit einem breiten 
Spektrum an formaler Qualifikation und Berufserfahrung eine Beratertätigkeit auf-
nehmen können. Dies verbreitert nicht nur das Qualifikationsprofil unter den tätigen 
BeraterInnen, sondern gestattet auch eine Offenheit gegenüber neuen Anforderun-
gen im Beratungssektor. Personalverantwortliche in den Betrieben können ohne Ein-
schränkung und orientiert an den wechselnden Bedarfen der Kunden gezielt ver-
schieden qualifizierte BeraterInnen einstellen und sie aufgabenspezifisch weiterbil-
den. Der Freiraum gilt auch für die Kundenunternehmen selbst, die sich für ihre Auf-
gabenstellung, die entsprechend qualifizierten externen BeraterInnen auswählen 
können. Die Weiterentwicklung der Tätigkeit „Unternehmensberatung“ bewegt sich 
daher im Spannungsfeld zwischen der Definition eines Wissenskanons und der 
Verbreitung entsprechender Kompetenzen durch (Weiter)bildung und der Einbindung 
von BeraterInnen aus anderen Tätigkeitsfeldern und mit einem anderen 
(Aus)bildungshintergrund.  
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